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Die Delegationen erhalten in der Anlage die Schlussfolgerungen des Rates zu Libyen, die der Rat 

auf seiner 3443. Tagung vom 18. Januar 2016 angenommen hat. 
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ANLAGE 

 
SCHLUSSFOLGERUNGEN DES RATES ZU LIBYEN 

 

1. Die EU unterstützt uneingeschränkt das Libysche politische Abkommen, das am 
17. Dezember 2015 unterzeichnet worden ist. Sie begrüßt die Bildung des Präsidialrates unter 
dem Vorsitz von Fayyez al-Sarraj. Die EU weist darauf hin, dass der VN-Sicherheitsrat das 
Kommuniqué von Rom vom 13. Dezember 2015 im Rahmen der Resolution 2259, die am 
23. Dezember 2015 einstimmig verabschiedet wurde, gebilligt hat. Die EU und ihre Mitglied-
staaten werden die Regierung der nationalen Einheit als die einzige rechtmäßige Regierung 
Libyens unterstützen und fordern alle libyschen Institutionen, einschließlich der Finanz- und 
Wirtschaftsinstitutionen, dringend auf, die Autorität der Regierung der nationalen Einheit 
anzuerkennen. Die EU erinnert daran, dass alle VN-Mitgliedstaaten nach der Resolution 2259 
gehalten sind, die Unterstützung paralleler Einrichtungen, die den Anspruch erheben, als 
legitime Führung zu gelten, ohne in dem Abkommen erfasst zu sein, sowie den offiziellen 
Kontakt mit ihnen einzustellen. 

 
2. Die EU betont, dass Libyen Eigenverantwortung für den politischen Prozess trägt und es 

wichtig ist, dass dieser weiterhin alle Parteien einbezieht, was auch die kontinuierliche Teil-
nahme von Frauen, der Zivilgesellschaft sowie politischer und lokaler Akteure mit ein-
schließt. Sie ruft alle Parteien in Libyen nachdrücklich dazu auf, diese Gelegenheit zu 
ergreifen und das Abkommen zu billigen und sich an dem Prozess zu beteiligen. Diejenigen, 
die die Umsetzung des politischen Abkommens behindern, werden zur Rechenschaft gezogen 
werden. 

 
3. Die EU begrüßt die Arbeit der Unterstützungsmission der Vereinten Nationen in Libyen 

(UNSMIL) sowie des Sonderbeauftragten des VN-Generalsekretärs und bekräftigt, dass sie 
beide uneingeschränkt unterstützt. 

 
4. Die EU fordert die rasche Annahme der Änderung der Verfassungserklärung von 2011 und 

appelliert an den Präsidialrat, die Regierung der nationalen Einheit zu bilden, die wie in dem 
Libyschen politischen Abkommen vorgesehen vom Repräsentantenhaus zu billigen ist. Die 
EU begrüßt den Beschluss, einen Vorläufigen Sicherheitsausschuss einzurichten, um die 
Umsetzung der im Libyschen politischen Abkommen niedergelegten Sicherheitsverein-
barungen zu erleichtern, und ruft alle Akteure in Libyen dazu auf, den Ausschuss zu unter-
stützen und mit ihm zusammenzuarbeiten. Die EU betont, dass die Sicherheitsvereinbarungen 
für Tripolis dringend fertiggestellt werden müssen. 
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5. Die EU verurteilt aufs Schärfste die jüngsten Terrorangriffe in Zliten und gegen die Ölanlagen 

in Libyen sowie alle Versuche, die Stabilisierung des Landes zu verhindern. Diese Angriffe 

und die zunehmende Präsenz von Da'esh und anderer extremistischer Gruppen machen 

deutlich, dass es dringend erforderlich ist, das Libysche politische Abkommen umzusetzen 

und insbesondere die Regierung der nationalen Einheit einzusetzen; dies stellt die einzige 

Möglichkeit für Libyen dar, den Weg von Frieden, Stabilität und Wohlstand einzuschlagen 

und die Bedrohungen und Herausforderungen, mit denen das Land konfrontiert ist, ein-

schließlich des Terrorismus und des Menschenhandels, unter Wahrung der nationalen Einheit 

wirksam anzugehen. Die EU ist bereit, Libyen im Kampf gegen den gewalttätigen Extremis-

mus zu unterstützen. 

 

6. Die EU und ihre Mitgliedstaaten bekräftigen ihre uneingeschränkte Bereitschaft, Libyen zu 

unterstützen und die vollständige Umsetzung der Vereinbarung – in enger Partnerschaft mit 

der Regierung der nationalen Einheit, sobald diese eingesetzt ist – zu begleiten. Die EU hat 

ein Paket substanzieller Soforthilfe für unterschiedliche Bereiche in Höhe von insgesamt 

100 Mio. EUR vorgesehen. Die Prioritäten bei der Durchführung und der zeitlichen Abfolge 

der einzelnen Maßnahmen werden, wie von der Hohen Vertreterin mit dem Präsidialrat bei 

ihrem Treffen vom 8. Januar 2016 vereinbart, in enger Abstimmung mit der libyschen Regie-

rung festgelegt werden. Die EU wird auch weiterhin über humanitäre Organisationen auf 

Prinzipien gegründete Hilfe wie auch Soforthilfe zum direkten Nutzen der notleidenden 

libyschen Bevölkerung leisten; verbesserte Sicherheitsbedingungen vor Ort würden die 

Bereitstellung dieser Hilfe erleichtern. Die EU ist ferner bereit, eine Unterstützung der 

libyschen Regierung – falls diese darum ersucht – bei der Reform des Sicherheitssektors in 

Erwägung zu ziehen, insbesondere durch Schulung und Beratung. 

 

7. Die EU appelliert an alle Parteien in Libyen, einen ungehinderten humanitären Zugang und 

die Sicherheit der humanitären Helfer zu gewährleisten, um Hilfe für die betroffene Zivil-

bevölkerung und deren Schutz zu ermöglichen. Die EU fordert weitere Anstrengungen, um 

der sich verschlechternden humanitären Lage entgegenzuwirken. Mit Blick darauf begrüßt die 

EU den Plan für humanitäre Maßnahmen der Vereinten Nationen. 

 

__________________ 
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